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159. | In dieser Eigenschaft begrüße ich die Bevöl- 


An die Bevölkerung des Mil.-Gen.Gouver- 
nements ! 


Auf Allerhöchsten Befehl Seiner k. u. k. Apo- 
stolischen Majestät, meines allergnädigsten Herrn, 
übernehme ich das Amt des Militärgeneralgouverneurs 
im österr.-ungar. Okkupationsgebiete in Polen. 


| kerung des mir anvertrauten Landes aufs wärmste, 


Die Prinzipien der Gerechtigkeit und des 
Wohlwollens, nach denen mein ausgezeichneter 
Vorgänger das Land verwaltet hat, werden auch. 
mir zur Richtschnur dienen. Von Euch hingegen 
erwarte ich, daß Ihr mir durch tadelloses Verhalten 
ein wohlwollendes und freundschaftliches Vorgehen 
ermöglichen werdet. ; 


Getreu den Absichten meines erhabenen Mo- 
narchen, dem Euer Wohl am Herzen liegt, werde 
ich mein Bestreben darauf richten, die schweren 
Wunden, die der Krieg dem Lande geschlagen hat, 
nach besten Kräften weiter zu lindern und die fer- 
nere gedeihliche Entwicklung des Landes zu 
fördern. 

Ich fordere Euch alle auf, mich bei dieser 
Arbeit zu unterstützen und mir Euer volles Ver- 
trauen entgegenzubringen. 


Lublin, am 9. Mai 1916. 


Der k. u. k. Mil.-Gen.-Gouv.: 
KARL KUK FZM. m. p. 


An die Bevölkerung des Generalgouvernements! 


Seine k. u. k. Apostolische Majestät, mein 
Allerhöchster Herr, haben mich allergnädigst zum 
Statthalter in Galizien zu ernennen geruht. Ich 
scheide daher von dem Posten des Generalgou- 
verneurs. 

Es fällt mir nicht leicht, dieses mir liebgewor- 
dene Land zu verlassen. 

Die Militärverwaltung war unter meiner Lei- 
tung nach Kräften bestrebt, in diesem Lande die 
Folgen des Krieges zu lindern, den hilisbedürftigen 
Bevölkerungsschichten über die schwere Gegenwart 
hinwegzuhelfen und, soweit es die Verhältnisse ge- 
statten, das wirtschaftliche und kulturelle Leben 
des Landes wieder in normale Bahnen zu lenken. 
Ich lege die Fortsetzung dieser Aufgaben voll Ver- 
trauen in die. Hände meines Nachfolgers. 

Viele von Euch haben mich bei der Arbeit 
im Interesse des Gemeinwohles tatkräftig und hin- 
gebungsvoll unterstützt. Ich danke ihnen hiefür im 
eigenen und im Namen der Allgemeinheit. 

Die ernste Auffassung, das Talent und der 
Arbeitseifer, die ich bei dieser gemeinsamen Arbeit 
bei vielen Bürgern des Landes mit Befriedigung 
wahrzunehmen Gelegenheit hatte, lassen mich für 
die Zukunft des Landes das Beste erhoffen. 

Ich danke auch der gesamten Bevölkerung für 
ihr nahezu ohne Ausnahme tadelloses Verhalten. 

So sage ich Euch denn herzlichst lebewohl 
und wünsche dem Lande Gottes Segen, auf daß 
es sich entwickle und gedeihe und eine schöne 
Zukunft erfahre. 


Lublin, am 23. April 1916. 


ERICH Frh. v. DILLER, m. p. 
General-Major. 


160. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 22. Dezember 1915, 


betreffend die Aushebung von Transportmitteln 
für militärische Zwecke. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Ober- 
beiehles übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- 
und Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch- 
ungarischer Militärverwaltung stehenden Gebiete 
Polens (Okkupationsgebiet) anzuordnen, wie folgt: 


gi. 


Transportmittel. 


Nach Maßgabe dieser Verordnung müssen 
Transportmittel, Transportmittelbestandteile und Zu- 
gehör (Reitzeuge, Beschirrungen, Tragtierausrüstun- 
gen) der k. u. k. Militärverwaltung auf ihr Verlan- 
gen gegen angemessene Entschädigung überlassen 
werden. ; 

Transportmittel im Sinne diesėr Verordnung 
sind alle Reit-, Trag- und Zugtiere, ferner die für 
den motorischen oder animalischen Zug geeigneten 
Fahrzeuge. 


S2 
Organisation der Aushebung von Transportmitteln. 


Dem Militärgeneralgouvernement werden für 
Zwecke dieser Verordnung Pferde-Ergänzungsbezirks- 
kommandos unterstellt. Das Amtsgebiet jedes Pferde- 
Ergänzungsbezirkskommandos umfaßt mehrere 
Kreise. 

Die Evidenthaltung und Aushebung der Trans- 
portmittel erfolgt in jedem Kreise durch das Kreis- 
kommando. 


88: 
Anmeldung. 


Die Besitzer von Transportmitteln sind ver- 
pflichtet, deren Zahl, Gattung und Zugehör inner- 
halb der vom Kreiskommando bestimmten Anmel- 
defrist bei der Gemeindevorstehung anzumelden. 

Von der Anmeldung sind jene Transportmittel 
ausgenommen, die dauernd der bewaffneten Macht 
der österreichisch-ungarischen Monarchie oder der 
k. u. k. Militärverwaltung dienen, 


S. 4. 


Anmeldepflicht von Veränderungen. 


Jede anmeldepflichtige Person hat jede Än- 
derung am Gegenstande der Anmeldung, jede Än- 
derung des dauernden Standortes oder der Besitz- 
verhältnisse innerhalb einer Woche nach dem Ein- 
tritte der Änderung der Gemeindevorstehung anzu- 
melden. 


8 5. 


Anmeldefrist. 


Die Bestimmung der Anmeldefrist ($ 3) erfolgt 
durch Kundmachung im Amtsblatte des Kreiskom- 
mandos. Gleichzeitig mit der Einschaltung wird die 
Verlautbarung der Kundmachung durch öffentlichen 
Anschlag und sonst in ortsüblicher Weise verfügt- 
Die Anmeldefrist kann nicht früher als eine Woche 
nach Ausgabe und Versendung .des die Kundma- 
chung enthaltenden Amtsblattes beginnen und dau- 
ert zwei Wochen. ; 

Tag und Stunde des Beginnes und des Endes 
der Anmeldefrist sind in der Kundmachung anzu- 
geben. 


§ 6. 


Form der Anmeldung. 


Die Anmeldung erfolgt schriftlich oder münd- 
lich mittels Anmeldescheines. 

Schriftliche Anmeldungen sind in den Anmel- 
deschein einzutragen. Formularien hiefür werden 
jedem Anmeldepflichtigen bei jeder Gemeindevor- 
stehung unentgeltlich ausgefolgt. Die Aufgabe zur 
Post gilt als Anmeldung. 

Mündliche Anmeldungen sind bei der Gemein- 
devorstehung unter Angabe aller zur Ausfüllung des 
Anmeldescheines notwendigen Daten zu erstatten 
und werden in den Anmeldeschein eingetragen. 

Der Anmeldeschein ist vom Anmeldepflichtigen 
und dem behördlichen Organe, dem die Anmeldung 
erstattet wurde, zu unterfertigen. 


SE 
Behandlung der Anmeldungen. 
Die Anmeldescheine sind von den Gemeinde- 


vorstehern ortschaftsweise gesammelt an das Kreis- 
kommando zu senden. 
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Das. Kreiskommando verfaßt auf Grund der 
Anmeldescheine, nach Gemeinden: geordnet, einen 
Anmeldungsausweis und übermittelt ihn in zwei 
Parien dem Pferde-Ergänzungsbezirkskommando. 


88. 
Klassifikation, Ausschreibung. 


Auf Grund der Anmeldeausweise verfügt das 
Militärgeneralgouvernement die Vorführung der. 
Transportmittel zur kommissionellen Klassifikation. 

Diese Verfügung erfolgt im Verordnungsblatte 
mittels Kundmachung, in der auch Zeit und Ort 
der Klassifikation sowie jene Transportmittel be- 
zeichneten werden, die der Kommission vorzufüh- 
ren sind. 

Die Kundmachung des Militärgeneralgouver- 
nements wird in den Amtsblättern der Kreiskom- 
mandos, durch öffentlichen Anschlag und sonst in 
ortsüblicher Weise verlautbart. 

An Sonn- und Feiertagen findet in der Regel 
keine Klassifikation statt. 


§ 9. 


Klassifikationskommission. 


Die Klassifikation der Transportmittel erfolgt 
durch eine Kommission. 

Mitglieder der Kommission sind: 

1. ein Vertreter des Kreiskommandos, 

2. der Pferde-Ergänzungsbezirkskommandant 
oder sein Vertreter, 

3. ein Tierarzt, 

4. .je ein Mitglied der Gemeindevorstehung 
jeder Gemeinde, aus der Transportmittel vorgeführt 
werden. 

Der Kreiskommandant beruft in jede Kom- 
mission zwei unbescholtene Fachmänner als Schätz- 
leute. Die Schätzleute werden vom Kreiskomman- 
danten beeidet und erhalten eine vom Militärgeneral- 
gouvernement festzusetzende tägliche Vergütung. 

Vorsitzender der Kommission ist der rangsäl- 
teste Offizier. 


8 10, 


Befreiungsgründe. 


Von der Vorführung zur Klassifikation sind 
befreit: 

1. die für Seelsorger, Ärzte oder Tierärzte zur 
Ausübung ihres Berufes auf dem Lande notwendigen 
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Transportmittel, jedoch höchstens je zwei Pferde 
und je ein Fuhrwerk; 

2. die für Zwecke der Polizei, der Sanität 
oder der Feuerwehr notwendigen Transportmittel; 

3. die lizenzierten (gekörten) Privathengste 
und die in Privatgestüten dauernd zur Zucht ver- 
wendeten Stuten; 

4. die in Bergwerken dauernd unter Tag ver- 
wendeten Pferde und sonstigen Zugtiere; 

5. jene Pferde und sonstigen Zugtiere, die im 
"Jahre der Pierdeklassifikation das dritte Lebensjahr 
noch nicht vollenden; 

6. erkennbar tragende Stuten, vom achten 
Monate ihrer Trächtigkeit angefangen, wenn die 
erfolgte Belegung durch einen Staats- oder lizen- 
zierten Hengst mittels eines legalen Belegscheines 
nachgewiesen ist, sowie Stuten mit Saugfohlen 
während einer dreimonatigen Saugzeit; 

7. Pferde und sonstige Zugtiere, die krank- 
heitshalber oder wegen Gefahr der Verschleppung 
von Seuchen nicht aus dem Stalle gebracht werden 
können oder dürfen. 

Der Befreiungsgrund ist gleichzeitig mit der 
Anmeldung (§ 3) nachzuweisen. Solche Anmeldun- 
gen werden samt dem Nachweise des Befreiungs- 
grundes dem Kreiskommando vorgelegt. Wenn ein 
Befreiungsgrund nicht vorliegt, verfügt das Kreis- 
kommando die Vorführung. Diese Verfügung ist 
endgültig. 


§ 11. 


Prüfung und Entscheidung über die Kriegsdiensttaug- 
lichkeit. 


Die Kommission prüft die Transportmittel auf 
ihre Kriegsdiensttauglichkeit, das Zugehör auf seine 
Brauchbarkeit. Die Entscheidung hierüber fällt der 
Pferde-Ergänzungsbezirkskommandant oder sein 
Vertreter. 

Die Transportmittel werden mit „tauglich“ 
oder „untauglich“ klassifiziert. Gegen den Befund 
ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 


§ 12. 


Schätzung. 


Jedes tauglich befundene Transportmittel wird 
von den Kommissionsmitgliedern und den Schätz- 
leuten geschätzt. 

Sind die Schätzenden über den Wert nicht 
einig, so wird der Wert nach dem Durchschnitte 
der Schätzungen bestimmt. 


Gegen die Schätzung ist ein Rechtsmittel nicht 
zulässig. 


S 13. 
Widmungsblatt. 


. Für jedes als tauglich klasifizierte Transport- 
mittel wird ein Widmungsblatt ausgestellt, vom 
Pferde-Ergänzungsbezirkskommandanten oder seinem 
Vertreter unterfertigt und dem Besitzer des Trans- 
portmittels übergeben. 

Im Widmungsblatte wird auch das Zugehör 
ersichtlich gemacht. 


—§ 14. 
Behandlung und Wirkung des Widmungsblattes. 


Der Besitzer des Transportmittels muß das 
Widmungsblatt entgegennehmen, zu allen das Trans- 
portmittel betreffenden Amtshandlungen mitbringen 
und auf Verlangen des Kreiskommandos jederzeit 
zurückstellen. 

Vom Augenblicke der Ausstellung des Wid- 
mungsblattes angefangen, muß in jeder das Trans- 
portmittel betreffenden Urkunde — insbesondere in 
Ausfuhrbewilligungen, Viehpässen, Kaufvertragen — 
ausdrücklich bemerkt werden, daß das Transport- 
mittel mit einem Widmungsblatte beteilt ist. 


§ 15. 


Anmeldepflicht von Besitzänderungen. 


Wer ein Transportmittel mit Widmungsblatt 
erwirbt, hat das Widmungsblatt zu übernehmen und 
die Übernahme sowie den neuen Standort des 
Transportmittels innerhalb einer Woche nach der 
Erwerbung der Gemeindevorstehung anzumelden. 
Die Anmeldung muß die Angabe des Namens und 
Wohnortes des früheren und des neuen Besitzers 
enthalten. 


§ 16. 


Verkehresbeschränkungen. 


Das Militärgeneralgouvernement kann das Ver- 
bot erlassen, Transportmittel mit Widmungsblättern 
aus allen oder aus bestimmten Kreisen zu entfernen. 


Sale 
Abgabeort. 


Das Militärgeneralgouvernement bestimmt die 
Abgabeorte, in denen die Transportmittel im Falle 
ihrer Einberufung samt Zugehör abzugeben sind. 

Für jede Gemeinde wird in der Regel ein 
Abgabeort bestimmt. 


§ 18. 


Einberufung. 


Die Einberufung der Transportmittel wird vom 
Militärgeneralgouvernement verfügt, im Verordnungs- 
blatte kundgemacht und in den Amtsblättern der 
beteiligten Kreiskommandos, durch öffentlichen An- 
schlag und sonst in ortsüblicher Weise verlautbart. 


§ 19. 
Vorführung zur Abgabe. 


Im Falle der Einberufung hat jeder Besitzer 
eines Transportmittels mit Widmungsblatt dasselbe 
samt Zugehör zum festgesetzten Zeitpunkte am Ab- 
gabeorte vorzuführen oder vorführen zu lassen. 

Von der Vorführung sind jene Transportmittel 
befreit, bei denen einer der in $ 10, unter Punkt 6 
oder 7 angeführten Befreiungsgründe nach der Klassi- 
fikation eingetreten ist. 

Der Befreiungsgrund muß jedenfalls vor dem 
Zeitpunkte der Abgabe beim Kreiskommando nach- 
gewiesen werden. 


§ 20. 


Ausstattung der abzugebenden Transportmittel. 


Reit-, Trag- und Zugtiere sind nach landes- 
üblicher Art beschlagen, mit Decke, Halfterstrick 


und mit dem im Widmungsblatte ausgewiesenen’ 


Zugehör Fahrzeuge nach besonderen Weisungen 
Militärgeneralgouvernements ausgerüstet vorzuführen. 

Für Reit-, Trag- und Zugtiere muß ein für 
fünf Tage berechneter Vorrat an Futtermitteln mit- 
gebracht werden. 

Die Vergütung der übernommenen Vorräte 
wird durch Verordnung des Militärgeneralgouver- 
neurs geregelt. 

Die Transport- und Verpflegskosten bis an 
den Abgabeort trägt — soweit nicht besondere 
Verfügungen ergehen — der Besitzer. 


8.21. 


Übernahme oder Zurückweisung der Transportmittel. 


Die Transportmittel werden am Abgabsorte 
durch ein vom Kreiskommando bestelltes Über- 
nahmsorgan geprüft und im Falle ihrer Kriegsdienst- 
tauglichkeit (Brauchbarkeit) übernommen. 

Die Übernahme wird im Widmungsblatte be- 
stätigt. 

Auf Grund dieser Bestätigung wird die Ver- 
gütung ausgezahlt. Die Art der Auszahlung und 
der Zeitraum, innerhalb dessen sie erfolgt, wird 
durch Verordnung» des Militärgeneralgouverneurs 
festgesetzt. 

Nicht übernommene Transportmittel werden 
dem Besitzer zurückgestellt. Für den Rücktrans- 
port wird eine angemessene Entschädigung gewährt. 


8 22. 


Ermächtigung zu Durchführungsverordnungen. 


Der Generalgouverneur ist ermächtigt — bei 
möglichster Wahrung der Lebens- und Verkehrs- 
interessen der Bevölkerung — alle Maßnahmen zu 
treffen und alle Verordnungen zu erlassen, die zur 
erfolgreichen Durchführung dieser Verordnung und 
zur Verwertung der Transportmittel für militärische 
Zwecke überhaupt notwendig sind. 


§ 23. 


Strafbestimmungen. 


‚Übertretungen dieser Verordnung oder einer 
auf Grund derselben erlassenen Vorschrift werden 
— soweit die Handlung nicht unter eine strengere 
Strafbestimmung fällt — vom Kreiskommando mit 
Geldstrafe bis zu dreitausend Kronen oder mit 
Arrest bis zu drei Monaten bestraft. Neben der 
Geldstrafe kann Arrest bis zu einem Monate: ver- 
hängt werden. 


S 24, 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese‘ Verordnung tritt am 1. Jänner 1916 in 
Kraft. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


161. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 22. April 1916, 


betreffend das Spiritus- und Branntweinmono- 
pol und die Bekämpfung der Trunksucht. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Ober- 
befehles übertragenen Befugnisse der obersten 
Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die in öster- 
reischisch-ungarischer Militärverwaltung stehenden 
Gebiete Polens Op) anzuordnen, 
wie folgt: 


E Aosan. 


Spiritus- und Branntweinmonopol. 
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Einfuhr- und Absatzmonopol. 


Die Einfuhr von Spiritus und Branntwein in 
das Okkupationsgebiet und der Absatz von Spiritus 
und Branntwein in diesem Gebiete sind der k.u.k. 
Militärverwaltung vorbehalten. 

Unter Spiritus werden alle gebrannten alko- 
holhältigen Flüssigkeiten, unter Branntwein alle 
solche Flüssigkeiten verstanden, die sich mit oder 
ohne Zusatz zum Getränke eignen. 


822: 
Ausnahmen vom Monopole. 


Das Militärgeneralgouvernement kann durch 


Verordnung bestimmen, daß die Einfuhr und der ; 


Absatz bestimmter Arten von Spiritus oder Brannt- 
wein vom Einfuhr- und Absatzmonopole allgemein 
ausgenommen ist oder einzelnen Personen auf ihr 
Ansuchen bewilligt werden kann. 


83. 
Einfuhr und Ausfuhr. 


Die Einfuhr von Spiritus oder Branntwein in 
das Okkupationsgebiet durch die k. u. k. Militär- 
verwaltung ist zollfrei. 

Die Einfuhr für die in $ 4, Punkt 1, 2, 3 und 
6, der Zollordnung (Verordnung des Armeeober- 
kommandanten vom 31. Mai 1915, Nr. 15 V.-Bl.) 
bezeichneten Zwecke unterliegt keiner Beschrän- 
kung. 


Die Ausfuhr vom Spiritus oder Branntwein 
aus dem Okkupationsgebiete ist verboten. Ausnah-. 
men von diesem Verbote werden vom Militärgene- 
ralgouvernement oder von den hiezu durch Verord- 
nung des Militärgeneralgouvernements besonders 
ermächtigten Organen bewilligt. 


§ 4. 


Ermächtigung zum Absatze von Spiritus oder 
Branntwein. 


Zum Absatze von Spiritus oder Branntwein 
können einzelne Personen von der k. u. k. Militär- 
verwaltung durch Erteilung der Konzession zum 
Spiritus- oder Branntweinhandel nach Maßgabe 
des II. Abschnittes ermächtigt werden. 

Die Konzession ersetzt auch die Einkaufsbe- 
willigung ($ 4 der Verordnung des Armeeoberkom- 
mandanten vom 15. Dezember 1915, Nr. 47 V.-Bl.). 


§ 5. 


Preisbestimmung. 


Die Preise für den Verschleiß von Spiritus 
oder Branntwein werden durch Verordnung des 
Militärgeneralgouverneurs festgesetzt. Die nach $ 2 
vom Absatzmonopole allgemein ausgenommenen 
Arten von Spiritus oder Branntwein können von 
der Preisbestimmung ausgenommen werden. 

Das Militärgeneralgouvernement bestimmt die 
Preise, zu denen der Erzeuger den Spiritus oder 
Branntwein der k. u. k. Militärverwaltung abgeben 
muß, sowie die Preise, zu denen ihn die k. u. k. 
Militärverwaltung den Händlern überläßt. Die letz- 
teren Preise sind für Branntwein in Gold zu ent- 
richten; das Militärgeneralgouvernement kann in 
rücksichtswürdigen Fällen eine andere Art der 
Zahlung bewilligen. 

Alle indirekten Abgaben von der Erzeugung 
oder vom Absatze des durch die k. u. k. Militär- 
verwaltung eingeführten oder erworbenen Spiritus 
oder Branntweines sind aufgehoben. 


ll: Abschnitt. 


Gewerberechtliche Bestimmungen. 
§ 6. 


Konzessionsbehörde, Konzessionsurkunde. 


Zum Handel mit Spiritus oder Branntwein ist 
eine Bewilligung (Konzession) des Kreiskomman- 


dos notwendig, in dessen Amtsgebiete der Betrieb 
stattfinden soll. 

Die Konzession kann auch für den Handel 
mit bestimmten Arten von Spiritus oder Branntwein 
oder für bestimmte Arten des Gewerbebetriebes 
erteilt werden, 

insbesondere: 

1. für den Handel mit solchen Arten von 
Spiritus oder Branntwein, deren Absatz 
vom Monopole der k. u. k. Militärver- 
waltung ausgenommen ist ($ 2), 

2. für den Handel mit solchen Arten von 
Spiritus oder Branntwein, deren Absatz 
unter das Monopol der k. u. k. Mili- 
tärverwaltung fällt (8 4), 

3. für den Ausschank von Branntwein 
oder für den Handel mit Branntwein 
in Mengen von weniger als fünf Litern. 

-Über die Bewilligung wird eine Urkunde (Kon- 
zessionsurkunde) ausgestellt. 


87. 


Konzessionsinhaber. 


Die Konzession wird nur durchaus verläßli- 
chen und unbescholtenen Personen erteilt, die eine 
entsprechende allgemeine und kaufmännische Bil- 
dung besitzen. 

Den Betrieb des Gewerbes er, einem Päch- 
ter ist verboten. Der Betrieb durch einen Steliver- 
treter auf Rechnung des Konzessionsinhabers bedarf 
der Genehmigung des Kreiskommandos. Der Stell- 
vertreter muß den Voraussetzungen des ersten 
Absatzes entsprechen. 

Nach dem Tode des Konzessionsinhabers kann 
das Gewerbe für Rechnung der Witwe, die mit ihm 
bis zum Tode in gemeinsamen Haushalte gelebt 
hat, während des Witwenstandes oder für Rech- 
nung der erbberechtigten minderjährigen Deszen- 
denten bis zur Erreichung der Großjährigkeit auf 
Grund der früheren Konzessionsurkunde fortgeführt 
werden; dem Kreiskommando ist hievon die Anzei- 
ge zu erstatten und, nach Erfordernis, ein im Sinne 
des vorhergehenden Absatzes Le Stellver- 
treter namhaft zu machen. 


§ 8. 
Branntweinausschank. 


Die Konzession zum Ausschanke von Brannt- 
wein (§ 6, Punkt 3) wird nur solchen Bewerbern 
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erteilt, die in demselben Lokale auf Grund sonsti- 
ger Gewerbeberechtigungen auch die Verabreichung 
von Speisen und den en anderer Getränke 
betreiben. 


Die im ersten Absatze bezeichneten Gastwirte 
können zum Genusse im Gastlokale Branntwein in 
unverschlossenen Gefäßen bis zur Menge von höch- 
stens einem Achtelliter verkaufen. 

Im übrigen darf Spiritus oder Branntwein nur 
in handelsüblich. verschlossenen Gefäßen und nicht 
zum Genusse im Verkaufslokale selbst verkauft 
werden. 


§ 9. 
Betriebsstätte. 


Auf Grund derselben Konzession kann der 
Spiritus- oder Branntweinhandel nur, in einer Ge- 
meinde und nur in den in der Konzessionsurkunde 
bezeichneten Betriebsstätten ausgeübt werden. 

Bei Übersiedlung innerhalb derselben Gemein- 
de ist dem Kreiskommando, wenigstens eine Woche 
vor Eröffnung des Betriebes in der neuen Betriebs- 
stätte, die Anzeige zu erstatten. Die Übersiedlung 
des Branntweinausschankes (§ 8) bedarf der Ge- 
nehmigung des Kreiskommandos. 


S 10. 
Art und Umfang des Betriebes. 


Die Konzessionsurkunde bestimmt die Art und 
den Umfang des Betriebes, insbesondere die in § 6 
unter 1, 2 und 3 bezeichneten Betriebsarten, und 


‘ob die Ware nur an Händler oder auch unmittel- 


bar an Konsumenten abgegeben werden darf. 


Sr 
Behördliche Aufsicht. 


Der Betrieb des Spiritus- oder Branntwein- 
handels ist unter amtliche Aufsicht gestellt. 


Den zur Ausübung dieser Aufsicht berufenen 
Organen ist der Eintritt in die Gewerberäume, deren 
Durchsuchung, sowie die Einsichtin die Geschäftsbü- 
cher und sonstigen Aufzeichnungen über den Spiri- 
tus oder Branntweinhandel freigestellt. 


Der Kreiskommandant kann verfügen, daß 
Betriebsstätten, in denen der Handel mit Brannt- 
wein ausgeübt wird, an bestimmten Tagen oder zu 
bestimmten Stunden geschlossen werden müssen. 


§ 12. 


Verbotene Arten des Absatzes. 


Die Verwendung von Automaten zum Absatze 
von Branntwein ist verboten. 


Nichtflüssige Stoffe, die ausschließlich zur 
Herstellung von Branntwein bestimmt sind, dürfen 
nur an die zur Branntweinerzeugung befugten Ge- 
werbetreibenden verkauft werden. Das Feilhalten 
solcher Stoffe in allgemein zugänglichen Geschäfts- 
lokalen ist verboten. 


8:13: 
Apotheken. 


Der Verkauf bestimmter Arten von Spiritus 
oder Branntwein über ärztliche Verschreibung im 
Betriebe von Apotheken wird durch die Vorschrif- 
ten dieses Abschnittes nicht berührt. 


Apotheker sind zum Absatze der nach den 
Sanitätsvorschriften zum Verkaufe in Apotheken 
zugelassenen Arten von Spiritus oder Branntwein 
ohne Erteilung einer Konzession gemäß § 4 er- 
mächtigt. 


JII. Abschnitt. 


Privatrechtliche Bestimmungen. 


§ 14. 
Nichtklagbarkeit von Zechschulden. 


Forderungen aus dem Verkaufe von Brannt- 
wein sowie von anderen geistigen Getränken an 
den Konsumenten sind nicht klagbar, wenn der 
Schuldner zur Zeit der Entstehung der späteren 
‘Forderung eine frühere Schuld derselben Art an 
denselben Gläubiger nicht bezahlt hat. 


Forderungen für die wiederholte Verabreichung 
der im ersten Absatzè bezeichneten Getränke an 
einen Gast während seines ununterbrochenen Auf- 
enthaltes in der Gastwirtschaft oder während seiner 
Beherbergung in demselben Gasthause gelten als 
einheitliche Forderung. 


Die gemäß Absatz 1 nicht klagbaren Zech- 
schulden können auch nicht ‚gegen Forderungen 
des Schuldners aufgerechnet werden. 


§ 15. 


Ungültigkeit von Verträgen. 


Uneültig sind: i 


Pfand- und Bürgschaftsverträge zur Befesti- 
gung der nach § 14 nichtklagbaren Forderungen; 


Arbeitsverträge, vermöge. deren dem Arbeit- 
nehmer auf Rechnung des Lohses gebrannte gei- 
stige Getränke verabreicht werden. 


IV. Abschnitt. 


Strafrechtliche Bestimmungen. 
rAr S NO: 


Verabreichung geistiger Getränke an Unmündige 
und Trinker. 


Verboten ist: i 

1. beim Ausschanke geistiger Getränke oder 
beim Handel mit diesen Getränken einem Unmün- 
digen ein geistiges Getränk zum eigenen Genusse 
zu verabreichen oder verabreichen' zu lassen, 


2, einem Unmündigen geistige Getränke von 
solcher Art oder in solchen Mengen oder so häufig 
zum eigenen Genusse zu verabreichen zu lassen, 
daß ihr Genuß die Gesundheit oder körperliche 
Entwicklung des Unmündigen gefährden kann, 


3. einen seiner Aufsicht oder Obhut unter- 
stehenden Unmündigen geistige Getränke von sol- 
cher Art oder in solchen Mengen oder so häufig 
genießen zu lassen, daß ihr Genuß die Gesundheit 
oder körperliche Entwicklung des Unmündigen ge- . 
fährden kann, 


4. einem offenbar Trunkenen ein geistiges 
Getränk zu verabreichen oder verabreichen zu 
lassen. ; 


§ 17. 


Verbot der Verabreichung geistiger Getränke 
an bestimmte Personen. 


Das Kreiskommando und auf Grund seiner 
Ermächtigung der Gemeindevorsteher können das 


| _ Verbot erlassen, bestimmten Personen geistige Ge- 


tränke zu verabreichen. Das Verbot wird innerhalb 
seines Geltungsbereiches in ortsüblicher Weise ver- 
lautbart. ; 


§ 18. 


Umgehung der Nichtklagbarkeit von Zechschulden, 
Abschluss ungültiger Verträge. 


Verboten ist: 


l. sich vom Schuldner einer nach $ 14 nicht- 
klagbaren Forderung, von dessen Familienange- 
hörigen, vom Pfandbesteller oder Bürgen ($ 15) 
eine Urkunde ausSfllen- zu lassen, die keinen oder 
einen unwahren Verpflichtungstitel enthält und eine 
Umgehung der Nichtklagbarkeit, der Unzulässigkeit 
der Aufrechnung oder der Ungültigkeit der Pfand- 
oder Bürgschaftsbestellung bewirken soll; 


2. sich die Erfüllung einer nichtklagbaren 
Forderung aus dem Verkaufe geistiger Getränke 
durch Verpfändung der Ehre, eidliche oder eine 
ähnliche Beteuerung versprechen zu lassen; 

3. mit einem Arbeitnehmer einen Arbeits- 
vertrag abzuschließen, der nach $ 15 ungültig ist. 


§ 19. 
Strafkompetenz und Strafausmass. 


Übertretungen dieser Verordnung oder einer 
auf Grund derselben erlassenen Vorschrift werden 
vom Kreiskommando — soferne die Handlung nicht 
unter eine strengere Strafbestimmung fällt — mit 
Geldstrafe bis zu fünftausend Kronen oder mit Ar- 
rest bis zu sechs Monaten bestraft. 


Neben der Freiheitsstrafe kann Geldstrafe bis 
zu dreitausend Kronen verhängt werden. 


V. Abschnitt. 
Allgemeine und Schlußbestimmungen. 
8 20. 
Ermächtigung zu Durchführungsmassnahmen. 


Der Militärgeneralgouverneur ist ermächtigt, 
alle Verordnung zu erlassen und alle Einrichtungen 
zu schaffen, die zur Durchführung des Spiritus- 
und Branntweinmonopoles notwendig sind. 


8 21. 
Zwangsmassnahmen. 


Die Konzession zum Handel mit Spiritus oder 
Branntwein kann jederzeit entzogen werden. 
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Sie muß entzogen werden, wenn die Voraus- 
setzung der Verläßlichkeit und Unbescholtenheit des 
Konzessionsinhabers wegfällt oder beim Betriebe 
diese Verordnung oder eine auf Grund derselben 
erlassene Vorschrift trotz wiederholter Bestrafung 
und behördlicher Mahnung nicht eingehalten wird. 


Zur Sicherung des Erfolges kann das Kreis- 
kommando die Betriebsstätte zwangsweise schließen 
und die Beschlagnahme der Waren verfügen. 


§ 22. 
Übergangsbestimmungen. 


Die im Okkupationsgebiete vorhandenen, zur 
Veräußerung bestimmten und nicht durch die k. u. k. 
Militärverwaltung eingeführten oder erworbenen 
Vorräte an Spiritus und Branntwein können ohne 
Ermächtigung der k. u. k. Militärverwaltung nur bis 
15. Mai 1916 abgesetzt werden, soferne sie nicht 
vor diesem Tage beim Kreiskommando, in dessen 
Amtsgebiete sie lagern, angemeldet werden. 


Die Anmeldung wird bescheinigt. 
‚Nichtangemeldete Vorräte werden mit dem 15. 


Mai 1916 vom Kreiskommando als verfallen erklärt. 


Angemeldete Vorräte können ohne Ermächti- 
gung der k. u. k. Militärverwaltung bis 1. Juli 1916 
abgesetzt werden. Die bis dahin nicht abgesetzten 
Vorräte werden von der k. u. k. Militärverwaltung 
zu den vereinbarten oder zu jenen Preisen über- 
nommen, zu denen der Spiritus oder Branntwein 
den Händlern überlassen wird ($ 5, Absatz 2). 


In bezug auf die im ersten Absatze bezeich- 
neten Vorräte können die nach den Landesgesetzen 
eingehenden indirekten Steuern durch Verordnung 
des Militärgeneralgouverneurs bis zum Betrage von 
hundert Prozent des Steuersatzes erhöht werden. 


Personen, denen die Ausfuhr eines bestimmten 
Spiritus- oder Branntweinvorrates aus der Monar- 
chie bewilligt wurde, können diesen Vorrat bis zum 
15. Mai 1916 einführen. Die betreffenden Vorräte 
unterliegen nach der Einfuhr den Vorschriften die- 
ses Paragraphen. 


8 23. 
Bestehende Gewerberechte. 


Der Handel mit den in § 22 bezeichneten 
Vorräten sowie der Handel mit jenen Arten von 
Spiritus oder Branntwein, die vom Absatzmonopole 
ausgenommen sind ($ 2), kann ohne Erwirkung der 
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in § 6 vorgeschriebenen Konzession erfolgen, wenn 
der Händler beim Inkrafttreten dieser Verordnung 
hiezu auf Grund früher erworbener Gewerberechte 
befugt war. 

§ 24. 


Aufhebung älterer Vorschriften. 


Die russischen Vorschriften über die in dieser 
Verordnung geregelten Gegenstände insbesondere 
die Gewährung von Vergütungen bei der Ausfuhr 
von Spiritus oder Branntwein sind aufgehoben. 

Auf Steuerrückvergütungen findet der erste 
Absatz keine Anwendung. 


$ 25. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1916 


in Kraft. 
Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


162. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 3. April 1916, 
betreffend die Feld- und Erntearbeiten. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Ober- 
befehles übertragenen Befugnisse der obersten Zi- 
vil- und Militärgewalt finde Ich für die in öster- 
reichisch-ungarischer Militärverwaltung stehenden 
Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) anzuordnen, 
wie folgt: 


Artikel I. 


Wirtschaftszwang. 


Wer über ein landwirtschaftliches Grundstück 
verfügt, ist verpflichtet, dasselbe ordnungsmäßig zu 
bestellen und für die Einbringung und rationelle 
Verwertung der Ernte zu sorgen. 

Artikel Il. 


Wirtschaftskommissionen. 


Sale 
Zweck und Befugnisse, 
Um die rechtzeitige und zweckmäßige Felder- 


bestellung zu sichern, werden Wirtschaftskommis- 
sionen eingesetzt. 


Ihnen obliegt: 


1. die vorhandenen Betriebsmittel und Ar- 
beitskräfte sowie den ungedeckten Bedarf an sol- 
chen festzustellen; 


2. für Grundstücke, die mit den Kräften des 
Betriebes, zu dem sie gehören, nicht bewirtschaftet 
werden können, die nötigen Arbeitskräfte und Be- 
triebsmittel zu beschaffen; 


3. für verlassene Grundstücke sowie für 
Grundstücke, die tatsächlich nicht bewirtschaftet 
werden, die Bewirtschaftung zu sichern. 


Das Amt eines Mitgliedes der Wirtschaftskom- 
mission ist ein Ehrenamt und darf nicht abgelehnt 
werden. 


. 3 


Zusammensetzung. 


Für jede Gemeinde wird in der Regel eine 
Wirtschaftskommission bestellt. Der Kreiskomman- 
dant kann mehrere Gemeinden in das Amtsgebiet 
einer Kommission vereinen. 


Jede Wirtschaftskommission besteht aus fünf 
bis sieben in ihrem Amtsgebiete ansässigen Mit- 
gliedern. : 


Der Kreiskommandant ernennt die Mitglieder 


und, über ihren Vorschlag, den Vorsitzenden. 


Vom Ausscheiden eines Mitgliedes hat die 
Wirtschaftskommission unverzüglich dem Kreiskom- 
mandanten behufs Ernennung eines anderen Mit- 
gliedes Meldung zu erstatten. 


Der Kreiskommandant überwacht die Tätig- 
keit der Wirtschaftskommission; er kann säumige 
Kommissionen auflösen, Kommissionsmitglieder ent- 
heben ‚und durch andere ersetzen. Diese Verfügun- 
gen des Kreiskommandanten sind endgültig. 
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Beschlussfassung. 


Die Wirtschaftskommission wird vom Vorsi- 
tzenden nach Bedarf einberufen; sie ist beschluß- 
fähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder an- 
wesend sind. Die Beschlüsse werden mit ‚absoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. Wenn eine solche Mehr- 
heit nicht zu stande kommt sowie bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet der Vorsitzende. 

Die Beschlüsse werden protokolliert, eine Ab- 
schrift des Protokolles wird dem Kreiskommando 
vorgelegt. 


Wenn die Wirtschaftskommission nicht recht- 
zeitig einberufen werden kann,‘so hat der Vorsi- 
tzende in dringenden Fällen die nötigen Anordnun- 
gen zu treffen und hierüber bei der nächsten Si- 
tzung der Kommission zu berichten. 


Artikel II. 


Bewirtschaftung. 


§ 4. 


Gegenseitige Hilfeleistung in der Gemeinde. 


Der Bedarf an landwirtschaftlichen Arbeits- 
kräften ist in erster Linie durch freiwillige Hilfelei- 
stung zu decken. 


Soweit dies nicht möglich ist, hat die Wirt- 
'schaftskommission die notwendigen Arbeitskräfte 
zuzuweisen. Auf Anordnung der Kommission ist jede 
in der Gemeinde ansässige Person männlichen oder 
weiblichen Geschlechtes verpflichtet, Feldarbeiten 
in der Gemeinde zu leisten. 


Ausgenommen sind: 

1. Seelsorger, Ärzte, Hebammen und Perso- 
nen, die im Öffentlichen Dienste stehen oder mit 
der Krankenpflege beschäftigt sind; 

2. Personen, die wegen ihres Gesundheitszu- 
standes zu den in Betracht kommenden landwirt- 
schaftlichen Arbeiten nicht geeignet sind; 

3. selbständige Landwirte und ihre Bedien- 
steten, soweit sie im eigenen Betriebe mit gleichen 
Arbeiten beschäftigt sind; 

4. Inhaber landwirtschaftlicher, gewerblicher 
oder sonstiger Betriebe sowie ihre Beschäftigten, 
soweit sie für die Aufrechterhaltung des Betriebes 
unentbehrlich sind. 


§ 5. 


‚Zugkräfte, Maschinen und Geräte. 


Die Wirtschaftskommission entscheidet, welche 
‚Zugkräfte, Maschinen oder Geräte in einem Wirt- 
schaftsbetriebe entbehrlich sind und kann verfügen, 
daß diese Behelfe einem hilfsbedürftigen Betriebe 
in derselben Gemeinde überlassen werden. 


S 6. 
Hilfeleistung zwischen verschiedenen Gemeinden. 


Der Kreiskommandant ist ermächtigt zu ver- 
fügen, daß Arbeitskräfte, Zugkräfte, Maschinen und 
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Geräte, die innerhalb einer Gemeinde entbehrlich 
sind, an hilfsbedürftige Betriebe in einer anderen 
Gemeinde überlassen werden. 


SE 
Entlohnung. 


Die Arbeitsleistung sowie die Beistellung von 
Zugkräften, Maschinen und Geräten ist in der Re- 
gel unentgeltlich. 


Personen, die vom Tag- oder Wochenlohne 
leben oder sonst mit ihrem Lebensunterhalte auf 
eine Entlohnung angewiesen sind, gebührt eine vom 
Kreiskommandanten festzusetzende Entlohnung. 
Ebenso bestimmt der Kreiskommandant die Vergü- 
tungen, die in rücksichtswürdigen Fällen für die 
Beistellung von Zugkräften, Maschinen und Geräten 
zu gewähren sind. 


Personen, die Anspruch auf Entlohnung haben, 
und Wirtschaftsbehelfe, für deren Verwendung eine 
Vergütung zu gewähren ist, sind nach Möglichkeit 
auf Gütern zu verwenden, deren Eigentümer, Be- 
sitzer oder Nutznießer die Mittel zur Entlohnung 
oder Vergütung besitzt. 


88. 


Zwangsverwaltung. 


Verlassene Grundstücke werden von der Wirt- 
schaftskommission vertrauenswürdigen Personen 
(Zwangsverwaltern) zur Bebauung und Nutznießung 
übergeben. Zwangsverwalter können auch Gemein- 
den oder sonstige Körperschaften sein. Größere 
Komplexe, die auf diese Art nicht nutzbar gemacht ` 
werden können, nimmt das Kreiskommando für 
Rechnung der k. u. k. Militärverwaltung in Zwangs- 
verwaltung. 


Die Zwangsverwaltung endet mit der Einbrin- 
gung der Ernte. Den Zwangsverwaltern fällt der 
volle Ertrag der Grundstücke zu; sie haben jedoch 
alle mit der Bewirtschaftung verbundenen Auslagen 
zu tragen. 


Grundstücke, die am 15. April noch nicht be- 
baut sind, ohne daß der rationelle spätere Anbau 
gesichert ist, können auf Anordnung des Kreiskom- 
mandos für Rechnung des Grundeigentümers bebaut 
oder nach Maßgabe der Vorschriften dieses Para- 
graphen in Zwangsverwaltung gegeben werden. 
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§ 9. 
Pflichten gegen den Grundbesitzer. 

Wenn jene Person, der über ein verlassenes 
Grundstück das Verfügungsrecht zusteht (Grund- 
besitzer), während der nach § 8 eingeleiteten 
Zwangsverwaltung zurückkehrt, so hat ihm der 
Zwangsverwalter die zum Lebensunterhalte bis zur 
nächstjährigen Ernte unentbehrlichen Naturalien aus 
dem Ertrage des Grundstückes beizustellen. Der 
Grundbesitzer ist dagegen verpflichtet, beim Wirt- 
schaftsbetriebe mitzuarbeiten; eine Entlohnung ge- 
bührt ihm hiefür nur insoweit, als sonst sein Le- 
bensunterhalt gefährdet wäre. 

Die Unterhaltspflicht erstreckt sich — soweit 
der Ertrag des Grundstückes reicht — auch auf die 
bedürftigen Familienangehörigen des Grundbesitzers; 
dieselben sind in gleicher Weise, soweit sie ar- 
beitsfähig sind, zur Mitarbeit verpflichtet. 

Über die aus den Vorschriften dieses Para- 
graphen entspringenden Ansprüche entscheidet nach 
Anhörung der Wirtschaftskommission der Kreiskom- 
mandant endgültig. 


Artikel IV. 
Durchführungs- und Schlußbestimmungen. 


§ 10. 


Rechenschaftsberichte. 


Jede Wirtschaftskommission hat dem Kreis- 
kommando bis 10. Juni eine tabellarische Übersicht 
über die Verwertung des Grundes in jeder Gemein- 
de, sowie am 1. und 15. jedes Monates einen Be- 
richt über Anbau, Saatenstand und, zur Erntezeit, 
über die Ernte vorzulegen. 

Die Formularien der Tabellen und Berichte 
bestimmt das Militärgeneralgouvernement. 


§. 11. 


Strafbestimmungen. 


Wer die in § 1 festgesetzten Pflichten in Be- 
zug auf seine Grundstücke nicht erfüllt, verliert den 
Anspruch auf Benützung und Ertrag des nicht oder 
mangelhaft bewirtschafteten Grundstückes für die 
laufende Wirtschaftsperiode. Wenn die Unmöglich- 
keit der ordnungsmäßigen Bewirtschaftung nicht 
nachgewiesen ist, wird überdies je nach der Größe 
des Grundstückes Geldstrafe bis zu zwanzigtausend 
Kronen oder Arrest bis zu einem Jahre verhängt. 


Jede andere Übertretung dieser Verordnung 
oder der auf Grund derselben erlassenen Anord- 
nungen, sowie die Vernachlässigung der Pflichten 
eines Mitgliedes der Wirtschaftskommission, wird 
an Geld bis zu tausend Kronen, bei Uneinbringlich- 
keit der Geldstrafe mit Arrest bis zu drei Monaten 
bestraft. 

Jenen Personen, die eine Unterstützung aus 
Mitteln der k. u. k. Militärverwaltung beziehen, kann 
bei der Verweigerung der freiwilligen oder der vor- 
geschriebenen Hilfeleistung nach §§ 4 bis 6 die 
Unterstützung entzogen werden. 

Die Abbüßung von Arreststrafen kann bis nach 
Beendigung bestimmter Feld- oder Erntearbeiten 
aufgeschoben werden. 

Die Entscheidungen, Verfügungen und Straf- 
erkenntnisse auf Grund dieses Paragraphen fällt das 
Kreiskommando. 


§ 12. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 


Kundmachung in Kraft. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


136. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 23. April 1916, 


betreffend die Einführung der Sommerzeit für 
das Jahr 1916. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Ober- 
befehles übertragenen Befugnisse der obersten 
Zivil- und Militärgewalt finde ich für die in öster- 
reichisch-ungarischer Militärverwaltung stehenden 
Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) anzuordnen, 
wie folgt: 


Sa 


Für die Zeit vom 1. Mai bis 30, September 
1916 wird eine besondere Zeitrechnung (Sommer- 
zeit) eingeführt. 


Darnach beginnt der 1. Mai 1916 am 30. 


April um 11 Uhr nachmittags der bisherigen Zeit- 
rechnung, der 30. September endet eine Stunde 
nach Mitternacht der in dieser Verordnung festge- 
setzten Zeitrechnung. 


§ 2. 
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 
Kundmachung in Kraft. 


ERZHERZOG FRIEDRICH, FM., m. p. 


164, 


Reproduktion der Verordnung des Armeeober- 
kommandanten 


von 8. März 1916, V. BI. Nr. 52, wegen Abän- 
derung der Verordnung vom 7. März 1915, Nr. 6 
V. BI., betreffend das Unterrichtswesen +). 


Auf Grund der Mir Kraft Allerhöchsten Ober- 
befehles übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- 
und Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch- 
ungarischer Militärverwaltung stehenden Gebiete 
Polens (Okkupationsgebiet) anzuordnen, wie folgt: 


Artikel. 


An Stelle des $ I der Verordnung des Armee- 
oberkominandanten vom 7. März 1915, Nr. 6 V. BL, 
treten folgende Bestimmungen: 


SA 


Die oberste Leitung und Aufsicht über das 
Unterrichts- und Erziehungswesen steht der k. u. k. 
Militärverwaltung zu. 


Die Aufsicht über Schulen, die eine höhere 
als die allgemeine Volksschulbildung vermitteln, 
oder an denen zur Aufnahme wenigstens die durch 
die Volksschule vermittelten Kenntnisse und Fähig- 
keiten verlangt werden, wird unmittelbar vom Mili- 
tärgeneralgouvernement, die Aufsicht über alle an- 
(deren Schulen durch das Kreiskommando ausgeübt. 


Artikel Il. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 
Kundmachung in Kraft’). 


ERZHERZOG FRIEDRICH, FM., m. p. 


1) siehe Vrdgsbl. des M. G. G. IT, Stück, Seite 9. 
2) 11. März 1916, 


165. 


Erlass des k. u. k. Armeeoberkommandos 
vom 4. März 1916. 


Unterhaltsbeiträge und Pensionsbezüge für 
Angehörige feindlicher Staaten in den besetzten 
Gebieten Polens. 


Die Gehaltsbezüge der in den besetzten Ge- 
bieten zurückgebliebenen Angestellten des russi- 
schen Staates, dann die Unterhaltsbeiträge für die 
zurückgebliebenen Familien von Staatsangestellten 
die sich infolge des Krieges ausserhalb des Okku- 
pationsgebietes aufhalten, dann für die Angehörigen 
der zur Kriegsdienstleistung eingerückten Mann- 
schaftspersonen werden, bei Aufhebung der bisher 
ergangenen Verfügungen, wie folgt, einheitlich ge- 
regelt: 


1. Vorbedingung für die Zuerkennung eines 
Gehaltsbezuges oder eines Unterhaltsbeitrages ist 
in allen Fällen der Nachweis der Bedürftigkeit in- 
folge Mangels an Privateinkünften, aus denen der 
Lebensunterhalt bestritten werden könnte, — bei 
Staatsangestellten, Pensionisten und Witwen, (Wai- 
sen) überdies auch der legale Nachweis des An- 
spruches auf Bezüge aus Staatsmitteln. 


2. Staatsbeamte und Diener. 


Staatsangestellte (einschliesslich der Bedien- 
steten der Staatsbahnen) können in der Verwaltung, 
soweit tunlich in einer ihrer früheren Tätigkeit ent- 
sprechenden Stellung, gegen Entlohnung beschäf- 
tigt werden. 

Die Anstellung wird davon abhängig gemacht, 
dass die Beamten in einer schriftlichen Erklärung 
die Verpflichtung übernehmen, nach Massgabe der 
Bestimmungen der Haager Konvention vom 18. Ok- 
tober 1907 das ihnen übertragene Amt loyal und 
gewissenhaft zu verwalten, nichts zu unternehmen 
und alles zu unterlassen, was der österreichisch- 
ungarischen Verwaltung in den besetzten Gebieten 
zum Nachteile gereichen könnte. 

Die Höhe der Entlohnungen, die den vom be- 
treffenden Staate zuletzt bezogenen Gehalt nicht 
überschreiten dürfen, bestimmt das Militärgeneral- 
gouvernement. 

3. Staatsbeamte und Diener (einschliesslich 
der Bediensteten der Staatsbahnen), denen ein Er- 
werb durch Anstellung im Verwaltungsdienste nicht 
geboten werden kann, können Unterhaltsbeiträge 
im Ausmasse des halben, zuletzt bezogenen Gehal- 
tes (ohne Nebengebühren) erhalten. 
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4. Pensionisten, auch Offiziere der russischen 
Staatsverwaltung kann über ihre Bitte flüssig ge- 
macht werden: 


a) die volle Pension, wenn diese nach der 
Pensionsurkunde oder der letzten Bezugsanweisung 
den Betrag von 20 K (10 Rubel) monatlich nicht 
übersteigt: 
= b) ein Betrag von 20 K monatlich bei einem 
Pensionsbezuge von 20 bis 40 K (10 bis 20 Rubel) 


c) die Hälfte der Pension bei Pensionsbezü- 
gen von mehr als 40 K (20 Rubel) 


5. Witwen und Waisen nach Staatsangestell- 
ten sind die Pensionsbezüge nach Punkt 4 auszu- 
zahlen. 


6. Den zurückgebliebenen Familien russischer 
Staatsangestellter, die nachweisbar aus dem Ein- 
kommen des Familienoberhauptes erhalten worden 
sind und auf eine gesetzmässige Pension im Sinne 
der Punkte 3, 4, 5, oder auf einen Unterhaltsbei- 
trag im Sinne des Punktes 7 keinen Anspruch ha- 
ben, können fortlaufende Unterstützungen von 60 h 
täglich für jedes, im gemeinsamen Haushalte leben- 
de Familienmitglied im Alter von über 5 Jahren, 
von 30 h täglich für Familienmitglieder unter 5 Jah- 
ren und von I K täglich für alleinstehende Per- 
sonen zuerkannt werden. 

Die Gesamtbezüge sämtlicher Mitglieder einer 
im gemeinsamen Haushalte lebenden Familie dür- 
fen keinesfalls den Betrag von 45 K pro Monat 
übersteigen und auch nicht grösser sein, als der 
letztbezogene Gehalt des Familienerhalters. 

7. Die Unterhaltsbeiträge für die Familien 
russischer Soldaten (Personen des Mannschaftsstan- 
des), die auf Bezüge nach Punkt 6 keinen An- 
spruch erheben können, werden mit 40 h pro Kopf 
und Tag für jedes im gemeinsamen Haushalte le- 
bende Familienmitglied im Alter von mehr als 5 Jah- 
ren und mit 20 h für jedes Familienmitglied unter 
5 Jahren festgesetzt. ö 

Die Gesamtbezüge sämtlicher Mitglieder einer 
im gemeinsamen Haushalte lebenden Familie dürfen 
keinesfalls den Betrag von 30 K pro Monat über- 
steigen und auch nicht grösser sein, als das letzt- 
bezogene Einkommen des Familienerhalters. 

Der Anspruch auf diesen Unterhaltsbeitrag 
muss durch die betreffende Gemeinde, unter eige- 
ner Verantwortung des Gemeindevorstehers, bestä- 
tigt und vom zuständigen Gendarmerieposten über- 
prüft werden. 

8. Aushilfen und Armenversorgungen an ös- 
terreichische und ungarische Staatsangehörige sowie 


an Angehörige verbündeter Staaten sind der hei-: 
matlichen Armenverwaltung vorzubehalten und nur 
im Falle augenblicklichen, unabweislichen Bedarfes 
soweit als unumgänglich notwendig zu gewähren 
keinesfalls aber prinzipiell, mit Umgehung der hei- 
matlichen Staatsgewalt und ohne Vorbehalt eines 
Regresses zuzuerkennen. Die Unterhaltsbeiträge für 
die Angehörigen Mobilisierter und alle sonstigen 
gesetzlich zustehenden Unterhaltsansprüche aus öf- 
fentlichen Mitteln sind bei den zuständigen Behör- 
den des Heimatlandes geltend zu machen. 

9. Vorstehende Bestimmungen treten für den 
Bereich des Militärgeneralgouvernements in. Lublin 
mit 1. März 1916 in Kraft. 


166. 


Verordnung des k. u. k. Militärgeneralgouver- 
neurs vom 31. März 1916. 


Sprachunterricht an Volksschulen. 


Behufs zweckmässiger und pädagogisch er- 
folgreicher Durchführung des $ 8 Abs. 1 der 
h. o. Verordnung vom 31. Oktober 1915 V. Bl. 
Nr. I//7, betreffend das Volksschulwesen, wird 
verordnet wie folgt: 


Sai: 


In den Volksschulen hat der obligatorische 
Unterricht einer anderen als der Unterrichtsspra- 
che mit dem Schuljahre 1916/17 in jener Klasse 
zu beginnen, von der angefangen die betreffende 
Sprache einen obligaten Lehrgegenstand bildet 
und ist mit jedem späteren Schuljahre auf die 
nächsthöhere Klasse auszudehnen. 


8 2. 


Der an einzelnen Volksschulen in anderer 
Weise begonnene Unterricht einer anderen Spra- 
che kann als fakultativer Lehrgegenstand fort- 
geführt werden. 


§ 3. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Kraft. 


Der. k. u. k. Militärgeneralgouverneur: 
Erich Freiherr von Diller, m. p. 
Generalmajor. 


167. 


Verordnung des k. u. k. Militärgeneralgouver- 
neurs vom 31. März 1916. 


Preis für Zuckerrüben im Betriebsjahre 1916/1917. 
Sal: 


Zuckerfabriken dürfen in Verträgen über Lie- 
ferung von Zuckerrüben für das Betriebsjahr 
1916/17 als festen Preis nicht weniger verein- 
baren, als K 4.16 für 100 kg Rübe des vertrags- 
mäßigen Nettogewichtes, loco Zuckererzeugungs- 
stätte, oder der, dem Produzenten nächstgelege- 
nen Bahnstation. Wird den Rübenproduzent an 
dem zu gewärtigenden Zuckerpreise verhältnis- 
mäßig beteiligt, dann darf der Grundpreis nicht 
weniger als K 3.50 betragen. 
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Rübenlieferungsverträge, die vor dem Inkraft- 
treten dieser Verordnung abgeschlossen sind, gel- 
ten hinsichtlich der im Betriebsjahre 1916/17 
abzuliefernden Rübe als zu dem im vorstehenden 
Absatze bestimmten Mindestpreise abgeschlossen, 
insoferne nicht höhere Rübenpreise vereinbart sind. 


S 3. 


Die in den Rübenlieferungsverträgen für das 
Betriebsjahr 1915/16 vereinbarten Bestimmungen 
über Nebenlieferungen (Rübensamen, Rübenschnitte, 
Schlamm und dergl) und Zufuhrspesen, sowie 
die für Lieferung ab Bahnstation oder Filialwage 
üblichen Abstufungen des Rübenpreises gegen- 
über den bei Lieferung loco Zuckererzeugungs- 
stätte gezahlten Rübenpreisen bleiben auch hin- 
sichtlich‘ der im Betriebsjahre 1916/17 abzulie- 
fernden Rüben aufrecht. 


§ 4. 


Alle Rübenlieferungsverträge, welche nicht 
von Zuckerfabriken geschlossen sind, oder zum 
Zwecke haben, Rübe einer anderen industriellen 
Verwertung als der Zuckergewinnung zuzuführen, 
bedürfen in jedem speziellen Falle der Geneh- 
migung des Militärgeneralgouvernements. 


SnG; 
Geschäfte, die den Bestimmungen dieser 
Verordnung zuwiderlaufen, sind ungiltig. Der 
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Abschluß, die Vermittlung oder die Abwicklung 
solcher Geschäfte wird vom Kreiskommando nach 
den Bestimmungen der Vdg. des Armeeoberkom- 
mandanten vom 19. August 1915 Vdgsbl. Nr. 30 
bestraft. 


S 6. 


Diese Verrordnung tritt am Tage der Kund- 
machung in Kraft. 


Der k. u. k. Militärgeneralgouverneur: 
Erich Freiherr von Diller, m. p. 
Generalmajor. 


k 


168. 


Notstandsaktion. 


Das Kreiskommando hat in der Zeit vom 
15. April bis 15. Mai 1916, an verschiedene 
Bedürftige 1810 Kronen verteilt. 


169. 


Warenverkehr aus dem deutschen Okkupations- 
gebiete. 


Mit 15. März wurde das Tabakmonopol im 
k. u. k. Okkupationsgebiet eingeführt, welches im 
deutschen Okkupationsgebiet bereits besteht. Es 
wird auf Grund des Zollübereinkommens mit der 
kaiserl. deutschen Verwaltung in Polen, welches 
Monopolartikel aus der Zollgemeinschaft ausschließt, 
verboten, Tabak und alle Erzeugnisse aus Tabak 
über die Grenze des k. u. k. Okkupationsgebietes 
aus dem deutschen Okkupationsgebiet einzuführen. 
Die gleichen Vorschriften gelten in Bezug auf 
Branntwein und Spirituosen, welche ebenfalls im 


deutschen Okkupationsgebiet monopolisiert sind. 
Der Übertritt aller dieser Waren auf österr.- 


ungar. Okkupationsgebiet darf nur über österr. 
Zollstraßen erfolgen, einerlei ob die Ausfuhr dieser 
Monopolartikel westlich oder östlich (links oder 
rechts) der Weichsel erfolgt. 
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170. 


Unterstellung der Hüttenwerke. 
(M. G. G. E. Präs. Nr. 5501/16). 


In Abänderung des A. O. K. Befehles Op. 
M. V. Nr. 106.431 vom 9/XI. 1915 wurden nunmehr 
auch alle Eisen verarbeitenden Hüttenwerke in den 
Kreisen Konsk, Wierzbnik, Kielce und Opatów, 
sowie die ehemals russischen Staats-Eisenwerke 
unmittelbar der Kompetenz des k. u. k. Militär- 
bergamtes in Dabrowa unterstellt. 


Die Bestimmungen des vorzitierten Erlasses 


finden auch rücksichtlich dieser weiteren Betriebe 
sinngemässe Anwendung. 
Diese Verfügung tritt sofort in Kraft. 


171. 
Anmeldung von öffentlichen Veranstaltungen. 
Es wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht, 


daß alle im Kreise stattfindenden öffentlichen Ver- 
anstaltungen, welcher Art immer, nur nach. einge- 


holter Bewilligung des k. u. k. Kreiskommandos - 


gestattet sind. 

Die bezüglichen ordentlich gestempelten Ge- 
suche, denen stets 3 Programme und 3 Eintritts- 
karten beizuschliessen sind, müssen mindestens 
. eine Woche vor der Veranstaltung beim Kreiskom- 
mando eingebracht werden. 

Bei Wohltätigkeitsvorstellungen hat der verant- 
wortliche Veranstalter derselben binnen 10 Tagen 
dem Kreiskommando einen Ausweis über den Erlös 
sowie’ die Verwendung desselben vorzulegen. Falls 
die Gelder deponiert wurden, ist auch der Vor- und 
Zuname sowie der Wohnort des Depositärs an- 
zugeben. 

Die Nichtbefolgung dieser Anordnung wird 
rücksichtslos bestraft. 


172. 
Mass- und Gewichts-Kontrolle. 


Sämtliche Gendarmerie- und Finanzwachposten, 
Gemeindeämter und Magistrate werden aufgefor- 
dert, von Zeit zu Zeit unverhofft eine Mass- und 
Gewichtskontrolle in Geschäftslokalen der Kaufleute 
durchzuführen und jeden Missbrauch dem k. u. k, 
Kreiskommando unverzüglich anzuzeigen. 


173. 
Telegrammbestellgebühren. 


Gemäß $ 23 der Verordnung des Armeeober- 
kommandanten vom 24. Februar 1916 über den 
Post- und Telegraphendienst werden ab 10. April 
l. J. für die Zustellung eines Privattelegrammes am 
Standorte des Telegraphenamtes eingehoben: 

bei Tag : 10 Heller 
in der Nacht . 2 20 

Als Nachtzeit gilt die Zeit von 10 Uhr abends 

bis 6 Uhr früh. 


! 


174. 
Rahmerzeugung eingestellt. 


Im Hinblicke auf die Notwendigkeit, mit allen 
Fettquellen äußerst haushälterisch umzugehen, wird‘ 
der Verschleiß von Rahm allgemein verboten und 
ist Rahmerzeugung lediglich behufs Verbutterung 
gestattet. 

Die Gendarmerieposten, Magistrate und Ge- 
meindefunktionäre haben ein besonderes Augen- 
merk der Kontrolle des Rahm- bezw. Milchver- 
schleißes in den städtischen Verkaufstellen und 
Märkten zuzuwenden. 

Mit dem Tage der Kundmachung dieser Ver- 
ordnung im Amtsblatte des k. u. k. Kreiskomman- 
dos ist der Verkauf von Obers-Kaffee in den Kaffee- 
häusern (Zuckerbäckereien) verboten. 


175. 
Verbrauchsabgaben im Okkupationsgebiete. 


Auf Grund des Erlasses des k. u. k. Armee- 
oberkommandos M. V. Nr. 28432/P vom 17. April 
1916 und der Art. 43. u. 48. der Haager Land- 
kriegordnung hat das k. u. k. Militärgeneralgouver- 
nement in Lublin Nachstehendes verordnet. 


I. Presshefe inländischer und ausländischer 
Provenienz ist der Verbrauchsabgabe zu unterziehen 
und zwar nach dem einheitlichen Steuersatze, wie 
im deutschen Okkupationsgebiete, per 32 (zwei und. 
dreissig) kopeken vom russischen Pfunde. 


I. Verbrauchsabgaben für eingeführte Zünd- 
hölzchen, Zigarettenhülsen , und Zigarettenpapier 
werden nicht eingehoben, solange diese Artikel 


auch im deutschen Okkupationsgebiete der Ver- 
brauchsabgabe nicht unterworfen sind. 

Die im Inlande erzeugten Zigarettenhülsen und 
Zigarettenpapier werden auch der Verbrauchsab- 
gabe nicht unterworfen, nachdem derzeit aus dem 
Auslande nur in Ballen und Rollen eingeführtes 
Zigarettenpapier erst im Okkupationsgebiete zu 
Bücheln und Hülsen konfektioniert wird. 

Bei diesen Artikeln ist die Belastung mit einer 
Verbrauchsabgabe in dem festgesetzten Zollsatze 
als inbegriffen anzusehen. 


III. Diese Verordnung tritt am 15. Mai 1916 
in Kraft. ; 

Von der vor diesem Zeitpunkte in Verkehr 
gesetzten Presshefe, die nicht nach dem im Punkte 
I erwähnten Satze versteuert wurde und welche 
am 16. Mai 1916 noch in Verkaufsstellen oder im 
Transporte sich befinden wird, ist eine Ergänzungs_ 
Nachtragssteuer deren Höhe der Differenz zwischen 
dem bisherigen und gegenwärtigen Steuersatze 
gleich kommt, einzuheben. ` 


176. 


Reisen nach Deutschland aus dem Okkupations- 
gebiete. 


Bekanntlich wird Personen, die sich aus dem 
k. u. k. Okkupationsgebiete nach Deutschland be- 
geben wollen, auch wenn sie im Besitze eines vor- 
schriftsmäßig ausgestellten Reisepasses sind, der 
Eintritt nach Deutschland nur auf Grund eines be- 
sonderen Passierscheines des Stellvertretenden Ge- 
neralstabes der Armee in Berlin gestattet. Das zum 
Eintritt nach Deutschland ferner noch erforderliche 
Passvisum einer deutschen diplomatischen oder 
konsularischen Vertretung wird erst nach Erlangung 
dieses Passierscheines dem Reisepass beigegeben. 


177. 
Eröffnung der Kanzlei der Kreischätzmeister. 


Die Vertretung der Feuerversicherungsgesell- 
schaft auf Gegenseitigkeit für Polen in Lublin hat 
am 1. Mai 1916 die Kanzleien der Kreisschätzmei- 
ster eröffnet. 

Zum Kreisschätzmeister für den Kreis Kielce 
wurde Ingenieur-Technologe Alexander Kossuth er- 
nannt. 


VEZ 


178. 
Auskunftstelle in Krakau. 

Die Kanzleiräumlichkeiten der k. u. k. Aus- 
kunftstelle Krakau für das österr.-ung. Okkupa- 
tionsgebiet in Polen wurden ab 1. Mai 1916 
auf den Ringplatz, Linie C—D Nr. 19 verlegt. 

179. 
Sonntagsruhe. 


Im Abänderung der ha. Kundmachung E. 


Nr. 10064 vom .28. Jänner 1916 Nr. 95 des ha. 


Amtsblattes, betreffend die Sonntagsruhe im Ge- 
werbe, wird hiemit gestattet, daß die Friseur- 
läden in Kielce an Sonn- und Feiertagen bis 
um 1. Uhr nachmittag geöffnet sind. 


180. 


Kundmachung. 


Mit Gültigkeit vom 1. März 1916 ge- 
langt auf den für den Zivil-Personen- und 
Gepäckverkehr eröffneten Linien der k. u. k. 
Heeresbahn ein 


Tarif für die Beförderung von Personen, Hun- 
den und Reisegepäck 
zur Einführung. 


Dieser Tarif ist auf den nachstehenden 
Linien der k. u. k. Heeresbahn unter Vor- 
behalt jederzeitigen Widerrufes zugelassen: 


Granica We. E. Iwangorod Ostbhf.— 
Lublin—Chelm 

Granica W. W. E.-—Zabkowice (Somb- 
kowize) 

Kazimierz We. E.—Sosnowiec (Sosnowize) 
We, E. 

Strzemieszyce We. E.—Golonóg We. E.— 
Dabrowa (Dombrowa) We. E. 

Kielce Hauptbhf.—Czestochowa 
stochau) Pers. Bhf. 

Skarzysko—Nadbrzezie (k. k. St. B.) 

Lublin—Lubartów 

Lublin—Rozwadów (k. k. St. B.). 

Die k. u. k. Heeresbahnlinien östlich von Chelm 
sind für den Zivil-Personen- und Gepäckverkehr 
derzeit nicht eröffnet. 


(Tschen- 
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Zivilpersonen und Reisegepäck, welche 
mit besonderer Bewilligung der zuständigen 
Militärbehörden ausnahmsweise auf den für den 
Zivilverkebr noch nicht eröffneten Strecken zur 
Beförderung gelangen, haben die für den Be- 
förderungsweg entfallenden Gebühren nach dem 
ab 1. März gültigen Personen- und Gepäck- 
tarif zu entrichten. 


Voraussetzung für die Verabfolgung von 
Fahrkarten ist die Vorweisung von Ausweisen, 
und zwar: 

a) Für Fahrten innerhalb des Okkupa- 
tionsgebietes eine vom Kreiskommando aus- 
gestellte /dentitätskarte ($ 2 der Verordnung 
des Armeeoberkommandanten vom 16. Februar 
1915, M 2 V.-Bl.) 

b) Für Fahrten vom Okkupationsgebiet 
nach auswärts (und umgekehrt); ein den An- 
forderungen des $ 4 der Verordnung des 
Armeeoberkommandanten vom 16. Februar 1915, 
N 2”V.-Bl. entsprechender 

REISEPASS. 


Dieser Reisepass muss für Personen, die 
von auswärts in das Okkupationsgebiet reisen, 
vom k. u. k. Kriegsministerium oder vom 
Armeeoberkommando (Quartiermeisterabteilung 
des A.O.K.) vidiert, -für Personen, die aus 
dem Okkupationsgebiet nach auswärts reisen, 
vom zuständigen k. u. k. Kreiskommando aus- 
gestellt sein. 

Die Beförderung erfolgt mit den aus den 
Fahrplänen ersichtlichen Zügen. 

Eine Änderung des Fahrplanes oder der 
Ausfall von Zügen kann von der Verwaltung 
jederzeit verfügt werden. 

Die Stationsverbindungen, innerhalb deren 
direkt abgefertigt wird, sowie die Fahr- und 
Beförderungspreise für Personen, Reisegepäck 
und Hunde, sind den in den Stationen ausge- 
hängten Preistafeln, die wichtigsten Beför- 
derungsbestimmungen den ebenfalls zum Aus- 
hang gelangenden „Mitteilungen für das Pu- 
blikum“ zu “entnehmen. 

Der Tarif selbst liegt in den Stationen 
zur Einsicht auf und ist überdies durch Ver- 
mittlung der k. u. k. Heeresbahnstationen, fer- 
ner durch die Warenverkehrszentrale in Krakau, 
die Auskunftstellen des M.-G.-G. in Krakau 
und Petrikau, sowie durch die Zentralverkaufs- 
stelle für Tarife, Wien, I. Biberstrasse 16, und 


durch das Tarifverkaufs.-Zentral- Bureau der 
ungarischen Eisenbahnen, Budapest VI., Aka- 
demia utcza 3, zum Preise von 1 K zu be- 
ziehen. 

Hiedurch wird die Kundmachung über die- 
Beförderung von Personen und Gepäck vom: 
Oktober 1915 aufgehoben. 


Radom, im Februar 1916. 


Kommando der k. u. k. Heeresbahn 
Radom. 


181. 
Mitteilungen tür das Publikum. 


AUSZUG 
aus dem Tarif für die Beförderuhg von 
Personen, Hunden und Reisegepäck- 


I. Allgemeine Bestimmungen. 


Ein Anspruch auf Beförderung von Per- 
sonen oder Reisegepäck besteht nicht. Für 
die persönliche Sicherheit der Reisenden, Zugs- 
anschlüsse und die Erreichung des Reise- 
zieles haftet die Eisenbahn nicht. ($ I Pers.- 
Tarif.) 


II. Beförderung von Personen. 


Personen, die sich den Anordnungen der 
Bediensteten nicht fügen oder den Anstand 
verletzen können ohne Anspruch auf Rücker- 
satz des Fahrgeldes und der Gepäckfracht von. 
der Fahrt ausgeschlossen werden. 

Das Hausieren in den Wagen, das Tra- 
gen unversicherter Hutnadeln und das freie 
Ausspucken ist verboten. ($ 4 P. T.) 

Kinder bis zum vollendeten vierten Le- 
bensjahre, für die kein besonderer Platz be- 
ansprucht wird, werden frei, Kinder vom vollen- 
deten vierten bis zum vollendeten zehnten: 
Lebensjahre und jüngere Kinder, für die ein 
besonderer Platz beansprucht wird, werden. 
gegen Lösung einer Fahrkarte zum .halben 
Preise befördert. 

Ein Reisender darf höchstens für 2 Kin- 
der unter vier Jahren freie Beförderung be- 
anspruchen. ($ 5 P. T.) : 

. Die Fahrkarten haben 2 Tage Giltigkeit, 
wobei als I. Tag der Lösungstag der Fahr- 


karte gilt und die Reise um Mitternacht des 
zweiten Geltungstages beendet sein muss. 


Fahrtunterbrechungen: sind nicht gestattet. ($ 6 
22ER und S 16. PB. 7) 


Die Fahrkarte ist auf Verlangen jederzeit 
vorzuweisen und bei Beendigung der Fahrt 
abzugeben. 


Ein Reisender, der keine oder keine gillige 
(Zug, Tag, Zugsgattung, Wagenklasse) Fahr- 
‚karte vorweisen kann, hat für die durchfahrene 
Strecke, gegebenenfalls für die ganze vom 
Zuge zurückgelegte Strecke das Vierfache des 
Fahrpreises, mindestens aber zwanzie Kronen zu 
bezahlen. 


Wer unaufgefordert dem schaffner oder 
Zugsführer meldet, dass er keine Fahrkarte habe 
lösen können, hat einen Höchstzuschlag von K 2 
— zum tarifmässigen Preise zu zahlen. 


Wer die Absicht der Weiterfahrt über 
die ursprüngliche Bestimmungsstation hinaus 
oder den Übertritt in eine höhere Wagen- 
klasse oder Zugsgattung rechtzeitig dem Schaff- 
ner meldet, zahlt nur einen Zuschlag von 40 
Heller zur tarifmässig zu berechnenden Nach- 
zahlung der Fahrgebühren. 


Wer ohne Absicht, mitzureisen, in einem 
zur Abfahrt bereilstehenden Zuge Platz nimmt, 
‚hat sechs Kronen zu bezahlen. ($ 9 P. T.) 


Wer die Abfahrt versäumt, hat keinen 
Anspruch auf Erstattung des Fahrgeldes. 


Zugsverspätungen und der Ausfall von 
Zügen begründen keinen Anspruch auf Ent- 
‚schädigung. ($ 17 P. T) 


Tiere dürfen in die Personenwagen nicht 
mitgenommen werden. Ausgenommen sind 
'Schossbunde, welche mit einem Maulkorb ver- 
sehen sein müssen, wenn ihrer Mitnahme in 
‚das Abteil von den Mitreisenden nicht wider- 
sprochen wird. 


Für alle mit der Eisenbahn beförderten Hunde 
(auch für Schosshunde im Wagenabteil) sind die 
vorgeschriebenen Beförderungsgebühren vor Fahrt- 
‚anfritt bei sonstiger- Einhebung der tarifmässigen 
Nachzahlungsbeträge zu entrichten. ($ 18 P. T: 


Leicht tragbare Gegenstände (Handgepäck) 


dürfen in die Personenwagen nur mitgenom- ` 


men werden, wenn sie über oder unter dem 
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Sitpzlatze untergebracht werden können, und 
wenn der Mitnahme Zoll-, Steuer- oder Po- 
lizeivorschriften nicht entgegenstehen. 


Lebensmittel dürfen nur als Mundvorrat bei son- 
stiger Konfiskation mitgenommen werden. ($ 19 
PETA: 

Waffen, Munition und Sprengmittel, leicht ent- 
zündliche, ätzende und übelriechende Stoffe 
sind von der Mitnahme ausgeschlossen. 


Zuwiderhandelnde haften für jeden hieraus 
entstandenen Schaden; ausserdem ist für jedes Ki- 
logramm der widerrechtlich mitgenommenen Ge- 
genstände 20 K an die Eisenbahn zu bezahlen; 
diese Gegenstände verfallen überdies der Kon- 
fiskation. : 


HI. Beförderung von Reisegepäck. 


Reisebedarfsgegenstände können bis zum 
Gesamtgewichte von 70 kg für eine Person 
als Reisegepäck aufgegeben werden. 


Wer Gegenstände, die nicht zum Reisebedarf 
gehören, oder Lebensmittel als Reisegepäck aufgibt, 
hat 20 K an die Eisenbahn zu bezahlen. Lebens- 
mittel unterliegen überdies der Konfiskation. 


Reisegepäck muss durch Verpackung in 
Koffer, Körbe, Reisetaschen, handliche Kisten 
usw. als solches kenntlich, sowie sicher und 
dauerhaft verpackt sein. ($$ 21 und 22 P, T.) 


Die Auslieferung von Reisegepäck erfolgt 
gegen Rückgabe des bei der Aufgabe aus- 
gestellten Gepäckscheines. 


Werden Gepäckstücke nicht innerhalb 12 
Stunden nach Ankunft des Zuges abgeholt, 
so ist das tarifmässige Lagergeld zu ent- 
richten. 

Der Anspruch auf Ausfolgung des aufgegebe- 
nen Reisegepäckes erlischt längstens 8 Tage nach 
dessen Eintreffen in der Beslimmungsstation. i$ 25 
Penn, 

Für Beförderung des Reisegepäcks inner- 
halb bestimmter Fristen, den Verlust oder die 
Minderung desselben haftet die Eisenbahn nicht. 
TE a 


Radom, im März 1916. 


Kommando der k. u. k. Heeresbahn 
Radom. 


182. 


Versicherungsgesellschaft ‚‚Snop“. 


Es wird bekanntgegeben, dass die War- 
schauer Versicherungsgesellschaft „Snop“ die 
nunmehr den Firmanamen „Towarzystwc wza- 
jemnego ubezpieczenia od ognia „Snop“ führt, 
die Bewilligung erhalten hat, im Bereiche des 
Militärgeneralgouvernements die Versicherung 
von Gebäuden, deren Schätzungswert 5000 
Rubel übersteigt, gegen Feuer sowie von Mo- 
bilien in Städten und Fabriken zu überneh- 
men; diese Bewilligung ist an die Bedingung 
der Errichtung einer Filiale im Gebiete des 
M. G. G. gebunden. 


183. 


Überfahren von Tieren. 


Es mehren sich die Fälle, dass frei herum- 
laufende Pferde und Rinder von den Zügen 
gestreift oder überfahren werden. 


Die Bewohner der an der Heeresbahn 
gelegenen Orte werden aufgefordert ihr Vieh 
nicht ohne Aufsicht in der Nähe des Bahn- 
körpers weiden lassen, damit einerseits die 
Betriebssicherkeit der Züge nicht gefährdet 
werde, anderseits die Viehbesitzer selbst durch 
Überfahren der Tiere nicht zu Schaden kommen. 


Zuwiderhandelnde werden bestraft werden. 


184. 
Autobuslinie Lublin-- Zamość. 
Verkehrsreglement. 
$ 1. 


Am 10. April 1916 wurde ein regelmässi- 
ger Autobusverkehr Lublin-Zamose eröffnet, mit 
Abfahrt in Lublin an allen geraden, in Zamość 
an allen ungeraden Tagen des Monates. 


In jenen Monaten, welche 31 Tage haben, 
findet am 31. keine Fahrt statt. 

Die Autobuslinie ist vor allem für Militär- 
personen bestimmt, nach Massgabe vorhandener 


Plätze können jedoch im Abteil I]. Klasse auch 
Zivilpersonen, vorausgesetzt, dass sie ordnungs- 
gemässe Reisedokumente besitzen, befördert 
werden. 


Der Fahrpreis ist ausnahmslos von jeder- 
mann zu entrichten. Jeder Mitreisende hat das 
Recht, 10 kg Reisegepäck nıitzunehmen. Bei ei- 
nem Gewichte über 10 kg ist, und zwar, für jede 
Einheit zu 20 kg der festgesetzte Preis zu ent- 
richten. Jede angefangene Einheit wird für eine 
ganze gerechnet. Höchstgewicht des Reisege- 
päckes 50 Kilogramm. Keinerlei Dokumente ge- 


ben das Recht zu einer Fahrbegünstigung. 


§ 2. 


Als Fahrgäste können nur anständig und 
rein gekleidete Personen, die infektions- und un- 
gezieferfrei sind, aufgenommen werden. 


Die Fahrt im Autobus geschieht auf Gefahr 
des betreffenden Fahrgastes. Durch Ankauf der 
Fahrkarte erklärt sich der Reisende mit dieser 
Bedingung ausnahmslos einverstanden. 


§ 4. 


Für die glatte und vorschriftmässige Ab- 
wicklung der Fahrt ist in erster Linie der als 
Kondukteur (Postbeamte) eingeteilte Unteroffi- 
zier, in zweiter Linie der Chauffeur verant- 
wortlich. 


Den Anordnungen dieser Organe ist unbe- 
dingt Folge zu leisten. Bei Nichtbefolgung der 
Anordnungen ist der Unteroffizier berechtigt, den 
Fahrgast von der weiteren Fahrt auszuschliessen, 
ohne dass hiedurch Anspruch auf Rückerstattung: 
des Fahrpreises erwachsen würde. 


SB. 


Eine Überlastung der Wägen ist nicht zu- 
lässig. ` 


8 6. 


Der aus den eingehobenen Fahrpreisen nach 
Abzug der Regiekosten resultierende Reingewinn. 
wird wohltätigen Zwecken zugeführt. 
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Fahrplan und Fahrpreistabelle. 


Fahrpreis für jede | Fahrpreis für jede 
Teilstrecke | Rück- Teilstreeke 
Hinfahrt STATION | 

Km. | Mil. |Ziviı, 20 Ge- fahre | m Ziv 20-Ge-) ka 
päck | a | päck 
~r n 11111 
ar, a la ZAMOSO ee 
: Postamt , | 
| an STARY ZAMOSC 5 ab | 
13 | 0.80 | 3— | 1.— 805 5 (nach Bedart) 122 0.80 | 3— | a.— | 13 
g10 ab STARY ZAMOSÖ an| 125 | | 
f | 
IZBICA | 
8 2.0:.6021522> 0.50 835 an A Gend. Post. Komdo. = ab) 110 0.60 | 2 0.50 8 
| 88 ab SR STZBICH an | 11%) | | 
KRASNOSTAW | 
0.70 |_2.50 | _1.— 925 an Postamt ee ab E ALIO 1.0.20 1250| Ta 
| 9% ab KRASNOSTAW an | 105 | | 
; FAJSTAWICE ] | | | 
RO LEA 82 1045 an (nach Bedarf) nb 940 130 | 4200| 2—| 19 
1050 ab FAJSTA WICE an 98 | | 
| | PIASKI | | 
0.60 | 2.— | 0,50 1115 an Gend. Post. Komdo. ab 910 | 0.60 | 2:— | 0.50 9 
oaar 1 or = | er Alan | 
1125 ab PIASKI an | goo | | 
| | 
WIERZCHOWISKA | 5 
0.60 | 2,— Oa an (nach Bedart) ARRADA 8% 0.60 | 2.— | 0,50 | 8 
| 1155 ab. WIERZCHOWISKA an| 9% | 
| | 
| | | | | 
LUBLIN | | 
1.10 | 3.50 | 1.50 100 an Postamt ab | 725 y, m. ARO ERRON AEO 16 
| | 
185. ; Linien der k. u. k. Heeresbahn Nord, gültig 


| vom 1. Februar 1916“ der Zivil-Personen-, 
Gepäcks- und -Güterverkehr mit nachfolgen- 
den Beschränkungen aufgenommen: 


Kundmachung über die Einführung des be- 
schränkten Zivil-Personen-, Gepäcks- und -Gü- 
terverkehres in den Strecken CHELM—-KOWEL 

und KOWEL— SOKAL. 


A. Personen- und Gepäcksverkehr: 


Mit Gültigkeit vom 1. Mai 1916 wird in 
den Strecken CHELM-KOWEL und KOWEL 
—SORAL auf Grund des „Tarifes für die 
Beförderung von Personen, Hunden und Rei- 
segepäck auf den Linien der k.u. k. Heeres- 
bahn Nord, gültig vom 1. März 1916“, sowie 
des „Tarifes für die Beförderung von Zivil- 
gütern, lebenden Tieren und Leichen auf den 


1. Jede Zivilperson muss, falls sie die 
engere Grenze des Kriegsgebietes — derzeit 
Bugfluss — überschreitet, ausser dem vorge- 
schriebenen Reisepass eine vom 4. Armee- 
kommando (Quartiermeisterabteilung) ausgestell- 
te Reiselegitimation für den Fernverkehr be- 
sitzen. 

2. Die Reisedokumente (Pässe oder Rei- 
selegitimationen) jener Zivilpersonen, die aus 
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verseuchten Gegenden stammen und aus unab- 
weislichen, privaten oder öffentlichen Grün- 
den eine Reise zu unternehmen gezwungen 
sind, müssen mit einem amtsärztlichen Ver- 
merke darüber versehen sein, dass der Rei- 
sende sicher lausfrei und auf Grund der ärztli- 
chen Untersuchung oder wenn möglich einer 
14-tätigen Beobachtung auch als infektionsfrei 
zu betrachten ist. 


B. Güterverkehr: 


Zur Beförderung werden nur folgende Güter 
angenommen: 


1. Lebensmittel: 

a) Leicht verderbliche Lebensmittel, und 
zwar: Fleisch, Fleischwaren, geschlachtete Tiere 
(auch Wildpret), Fische, Milch, Butter, Topfen, 
Brot und Teigwaren, Hafe, Backmalz, Salz, 
ferner lebende Tiere; 

b) sonstige IJ.ebensmittel, und zwar: Öl, 
Margarinbutter, Eier, Getreide, Mehl, Kartof- 
feln, Reis, Hülsenfrüchte, Kaffee und Kaffee 
surrogate, Tee, Schokolade, Kakao, Zucker, 
Gewürze, Essig, Essigsäure, Mineralwasser, 
Spiritus (nicht denaturiert). 

2. Sanitätsmaterial (auch Apothekerwaren), 
Desinfektionsmaterial, 

3. Brennmaterial 
terial: t 
a) Kohlen für öffentliche Anstalten, so- 
wie für Hausbrandzwecke; 

b) sonstiges Brenn- und Beleuchtungsma- 
terial: Brennholz, Naphta, Petroleum, Benzin, 


(auch Beleuchtungsma- 


Der k. u. k. 


Brennspiritus, Kerzen, Kohlenstifte und Glüh- 
lampen. 

4. Tabak und Tabakfabrikate. 

5. Emballagen (auch Getreidesäcke), jedoch 
nur wenn sie zur Füllung -abgesendet oder‘ 
leer zurückgehen. 3 > 

6. Tierfuttermittel, und zwar: Heu, Stroh, 
Hafer, Kleie, Häckerling, Futterrüben. ; 

7. Sonstige wichtige Verbrauchs- und Ge- 
brauchsgegenstände und zwar: Sämereien, Ma- 
schinenschmieröl, Zündhölzchen, Seife, Seifen- 
siedermaterialien, Papier aller Art, Woll- und 
Wirkwaren. 


Radom, im April 1916. 
Vom Kommando der k. u. k. Heereshahn Nord, 


186. 
Warnung. 


An einem Grenzpunkte wurde ein Insasse 
des Okkupationsgebietes, welcher dem Aufrufe 
zum Stehenbleiben tkeine Folge leistete, von 
Gendarmen angeschossen . und hiebei derart 
schwer verwundet, dass er der Verletzung. 
erlag. 

Dieser Vorfall wird der Bevölkerung _mit 
der Warnung bekanntgegeben, dass die Grenz- 
wachorgane - berechtigt sind, im Falle der 
Nichtbefolgung ihrer Anordnungen von der 
Waffe Gebrauch zu machen. 


Kreiskommandant 


KOSTELLEZKY m. p. 


Druk. ST, SWIECKI, KIELCE. 


Oberst. 


